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Pflicht fest, daß sie ihre Arbeitspflichten mit Umsicht und 
Initiative wahrzunehmen haben. So ist jeder Werktätige 
insbesondere verpflichtet, das sozialistische Eigentum vor 
Verlust zu schützen und die Bestimmungen über Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit einzuhalten.

Besondere Pflichten ergeben sich dabei für Leiter. Der 
Verklagte hatte als Hauptabteilungsleiter gemäß § 21 AGB 
i. V. m. § 7 VEB-VO in seinem Verantwortungsbereich die 
Pflicht, Ordnung, Sicherheit und Disziplin zu erhöhen, die 
Wachsamkeit und Unduldsamkeit gegenüber Verletzungen 
der sozialistischen Gesetzlichkeit zu gewährleisten und 
Straftaten vorzubeugen. Nach Ziff. 10.1. der Arbeitsord­
nung des Betriebes war der Verklagte als Leiter verpflich­
tet, eigenverantwortlich die Sicherheit in seinem Bereich 
und den Schutz des sozialistischen Eigentums zu gewähr­
leisten.

Gegen diese Arbeitspflichten hat der Verklagte schuld­
haft verstoßen, indem er den Schlüssel für den Panzer­
schrank unbeaufsichtigt ließ und ihn schließlich in einem 
Schreibtischschubfach verwahrte, zu dem andere Mitar­
beiter Zugang hatten, und das in einem Zimmer, das für 
viele andere Personen gleichfalls zugänglich war. Der Ver­
klagte hat fahrlässig gemäß § 252 Abs. 2 AGB gehandelt, 
indem er aus Leichtfertigkeit seine Arbeitspflichten ver­
letzte. Er hat dadurch das sozialistische Eigentum geschä­
digt, obwohl er die Möglichkeit zu pflichtgemäßem Ver­
halten hatte. Der Verklagte hätte den Schaden vermeiden 
können, wenn er den Panzerschrankschlüssel bei sich ge­
tragen bzw. während seines Urlaubs gegen Quittung einem 
Vertreter übergeben hätte.

Nur durch den* sorglosen Umgang mit dem Panzer­
schrankschlüssel war der Diebstahl zum Nachteil des so­
zialistischen Eigentums möglich. Ohne die Arbeitspflicht­
verletzung seitens des Verklagten hätte das Geld nicht ent­
wendet werden können. Es besteht deshalb ein kausaler 
Zusammenhang zwischen der Verletzung der Arbeits­
pflichten und dem eingetretenen Schaden.

Gemäß § 260 AGB ist der Verklagte dem Betrieb zum 
Ersatz des Schadens verpflichtet.

Angesichts der Höhe des dem sozialistischen Eigentum 
entstandenen Schadens und der Leichtfertigkeit beim Um­
gang mit sozialistischem Eigentum war eine weitere Diffe­
renzierung innerhalb des monatlichen Tariflohns nicht ge­
rechtfertigt, so daß dem Antrag des Betriebes in voller 
Höhe stattzugeben war.

Familienrecht

§ 25 FGB; OG-Richtlinie Nr. 25.

Der Wunsch älterer Rinder (hier: 12 unß 15 Jahre), nach 
Ehescheidung bei einem Elternteil zu leben, ist im Hin­
blick auf die zugrunde liegenden Beweggründe eingehend 
zu prüfen und, wenn er Ausdruck einer bewußten und 
dauerhaften Zuwendung ist, bei der Entscheidung über das 
Erziehungsrecht in Verbindung mit allen weiteren erheb­
lichen Umständen angemessen zu beachten.

OG, Urteil vom 3. Juli 1979 - 3 OFK 24/79.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Prozeßparteien geschie­
den. Das Erziehungsrecht für die 12 und 15 Jahre alten 
Töchter K. und B., das jede Prozeßpartei für sich bean­
tragt hatte, wurde in Übereinstimmung mit dem Vorschlag 
des Referats Jugendhilfe dem Verklagten übertragen.

Die Klägerin hat gegen die Erziehungsrechtsentschei­
dung Berufung eingelegt und beantragt, ihr das Erzie­
hungsrecht für beide Kinder zu übertragen. Das Bezirks­
gericht hat ihr unter Aufhebung des kreisgerichtlichen 
Urteils — entgegen dem Vorschlag des Referats Jugend­
hilfe — das Erziehungsrecht für beide Kinder übertragen. 
Zur Begründung hat es dargelegt: Gegen die Auffassung

des Kreisgerichts und des Referats Jugendhilfe, den Wil­
len der 12- und 15jährigen Mädchen für die Erziehungs­
rechtsentscheidung ausschlaggebend sein zu lassen, bestün­
den Bedenken. Zwischen den Kindern und der Klägerin 
habe ein inniges und herzliches Verhältnis bestanden. Sie 
habe in der Vergangenheit den weitaus größeren Anteil 
bei der Erziehung und Betreuung der Kinder geleistet und 
den besseren Kontakt zu ihnen gehabt. Die Einflüsse der 
Ehekonfliktsituation auf die Mutter-Kind-Beziehungen 
dürften nicht überbewertet werden. Die Klägerin habe die 
Kinder dazu angehalten, Ordnung und Disziplin zu wah­
ren. Der Verklagte habe mit ihnen über das Erziehungs­
recht eine Aussprache geführt, ohne die Klägerin hinzuzu­
ziehen. Es bestünde der Eindruck einer gewissen Beeinflus­
sung der Kinder durch ihn. Unter Beachtung des bisheri­
gen größeren Anteils der Klägerin bei der Erziehung und 
Betreuung der Kinder sei ihr das Erziehungsrecht zu über­
tragen.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat bei seiner Entscheidung — entgegen 
der Stellungnahme des Referats Jugendhilfe — insbeson­
dere nicht hinreichend berücksichtigt, daß in Verbindung 
mit allen weiteren Umständen im vorliegenden Verfahren 
die Vorstellungen der 12- und 15jährigen Töchter, bei wel­
chem Eltemteil sie leben wollen, gewissenhaft zu prüfen 
und für die Entscheidung von wesentlicher Bedeutung wa­
ren.

Das Bezirksgericht hat bei seiner Entscheidung insbe­
sondere dem erzieherischen Einfluß der Eltern eine aus­
schlaggebende Bedeutung beigemessen. Das entspricht den 
Hinweisen in Ziff. 7 der Richtlinie Nr. 25 des Plenums des 
Obersten Gerichts zu Erziehungsrechtsentscheidungen vom 
25. September 1968 (GBl. II Nr. 108 S. 847; NJ 1968, Heft 21, 
S. 651) i. d. F. des Änderungsbeschlusses des Plenums des 
Obersten Gerichts vom 17. Dezember 1975 (NJ-Beilage 1/76 
zu Heft 3), wonach dem erzieherischen Einfluß der Eltern 
für die Entscheidung in Verbindung mit allen weiteren im 
Einzelfall beachtlichen Umständen eine besondere Bedeu­
tung zukommt. Das Bezirksgericht hat zutreffend festge­
stellt, daß die Klägerin in der Vergangenheit bei der Er­
ziehung und Betreuung der Kinder von kleinauf einen we­
sentlichen Anteil gehabt hat Zugleich hat es jedoch nicht 
hinreichend beachtet, daß der Anteil des Verklagten in 
Verbindung mit dem Leben der Kinder in der Schule zu­
genommen hat und für sie mehr in den Vordergrund ge­
treten ist. Das Oberste Gericht hat bereits in der Richt­
linie Nr. 25 (Ziff. 7) und in seiner Rechtsprechung (so im 
Urteil vom 30. Januar 1969 — 1 ZzF 28/68 — NJ 1969, 
Heft 18, S. 574) darauf hingewiesen, daß sich die Erzie­
hungsaufgaben der Eltern im Laufe der Entwicklung der 
Kinder inhaltlich ändern. Damit einhergehend verändert 
sich häufig auch die Aufgabenverteilung innerhalb der Fa­
milie. Nicht selten nimmt der Anteil eines Eltemteils zu, 
der in der Vergangenheit in der Familienerziehung weni­
ger aktiv war. Auch insoweit ist von dem Grundsatz aus­
zugehen, daß die Eltern innerhalb der Familie unter sich 
Absprachen treffen oder sich im Zusammenleben mit den 
Kindern Gewohnheiten entwickeln, die deren Wohl am 
besten entsprechen (vgl. OG, Urteil vom 6. März 1973 — 
1 ZzF 2/73 - [NJ 1973, Heft 10, S.298]; OG, Urteil vom 
30. September 1975 - 1 ZzF 23/75 - [NJ 1976, Heft 2, S. 60]). 
Einhergehend mit der unterschiedlichen erzieherischen 
Einflußnahme kann sich auch die Verbundenheit der Kin­
der zu den Eltern verändern.

In diesem Zusammenhang hätte das Bezirksgericht zu 
beachten gehabt, daß die Kinder mit 15 und 12 Jahren in 
einem Alter sind, in dem sie zu den Eltern eine bewußte 
eigene Haltung einnehmen. In Ziff. 9 der OG-Richtlinie 
Nr. 25 und in dem angeführten OG-Urteil vom 30. Januar 
1969 wurde darauf hingewiesen, daß es, je älter und be­
wußter die Kinder sind, um so weniger möglich ist, nur


